
01

ANALYSE DER WAHLPROGRAMME  
ZUR BUNDESTAGSWAHL

Auszug der Vorgehensweise von CONCILIUS in den  
Bereichen Analyse und Auswertung

2017



02

DIE HERAUSFORDERUNG
Eine Veränderung der politischen Landschaft nach der Bundestagswahl hat 
potenzielle Auswirkungen auf das Geschäftsmodell unseres Mandaten

◦  �Bedarfsanalyse und Bestimmung aller für den Mandanten 
relevanten Politikfelder 

◦  �Graphische Darstellung der Prozesse zur Erstellung von 
Wahlprogrammen (inkl. Zeitschiene)

◦  �Initiale Analyse und synoptische Auswertung aller für den 
Mandanten relevanten Abschnitte der Wahlprogramme

◦  �Regelmäßige Aktualisierung der Synopse bis zur Regie-
rungsbildung mit anschließender Analyse des Koalitions-
vertrages

Wert

Voraussichtlich positive 
Auswirkungen für Accenture 3

Chancen und/oder Risiken für 
Mandanten 2

Voraussichtlich negative 
Auswirkungen für Mandanten 1

Legende für Bewertungen

Legende der Analysetabelle
Die Farbcodierung verschafft eine schnelle Übersicht, welche Auswirkungen die Wahlpro-
gramme der Parteien auf den Mandanten hat.
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ÜBERSICHT
Auszug der Wahlprogrammanalyse der sieben größten Parteien Deutschlands 2017

POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG

WIRTSCHAFT, TECHNOLOGIE & 
DIGITALISIERUNG, START-UP, 

STEUERN, FuE

Wirtschaftspolitik Allgemein

Wirtschaftspolitik gemäß ordnungspolitischen Leitbild der Sozialen 
Marktwirtschaft; Stabile Lohnnebenkosten und Sozialabgaben;  
Neuansiedlung von Arbeitsplätzen (u.a. im Bereich der Digitalisierung); 
Gezielte Strukturpolitik auch für ländliche Räume; Deutschland weiterhin 
Standort einer leistungsfähigen Mikroelektronikbranche

Weiterhin ausgeglichener Haushalt und Schuldenabbau; 
Lohnzusatzkosten wettbewerbsfähig halten; Vollbeschäftigung 
bis 2025 (u.a. durch Schaffung neuer und zukunftssicherer 
Arbeitsplätze); Sicherstellung der gleichmäßigen Entwicklung aller 
Landesteile und des ländlichen Raums (Zugang zu wesentlichen 
Daseinsbereichen wie Digitales Leben auch auf dem Land, 
Bundesweite Dezentralisierungsstrategie nach Vorbild der 
bayerischen Heimatstrategie mit Errichtung von Behörden, 
Hochschulen und Forschungsinstituten im ländlichen Raum)

Ziel: unbefristete sozial abgesicherte und nach Tarif bezahlte Arbeit als Normalfall (bis 2021 
mindestens ein Drittel weniger prekäre Beschäftigungsverhältnisse); Verpflichtung der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung auf das Viereck der politischen Ziele 
(Wachstum, solides Haushalte; soziale Gerechtigkeit und der Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlagen); Einführung eines Mittelstands- und Innovations- sowie Jugendchecks 
für Gesetze (auf Basis von in NRW bereits bestehenden Checks);  weiterer Ausbau der 
breiten wirtschaftlichen Basis (vielfältigen Wirtschaftsstruktur und breite 
Wertschöpfungskette); Förderung technischer Produktinnovationen und sozialer 
Innovationen (Telearbeit oder Car-Sharing); Offenheit für neue Verfahren und 
Lösungsstrategien; Stärkung des ländlichen Raums (u.a. durch Förderung von Innovation 
und Forschung, Breitbandausbau und Fachkräftesicherung; Gründung Innovationsallianz der 
deutschen Industrie; Start einer neuen Investitionsoffensive von rund 30 Milliarden Euro in 
der 19. Legislaturperiode; Einführung einer Investitionsverpflichtung des Staates mit 
Orientierung an Haushaltsspielräumen (feste Verankerung in mittelfristiger Finanzplanung; 
"Mindestdrehzahl" für Investition in FuE, Energiewende, Hochschulen sowie Schiene und 
Straße); Mehr Gelder für Forschung

Großes sozial-ökologisches Modernisierungsprojekt (Sicherung von und Schaffung neuer 
Arbeitsplätze; Gemeinwohlorientierung und Verwantwortung für künftige 
Generationen; Respektierung der ökologischen Grenzen des Planeten beim 
Wirtschaften; konsequente Umsetzung des Umweltrechts mit Klagemöglichkeiten durch 
Bürger und Ablehnung freiwilliger Selbstverpflichtungen); Wettstreit um beste 
ökologische Lösung durch Grenzwerte, CO2-Reduktionsziele und Produktstandards 
sowie Förderung neuer Technologien und von Wissen und Produkt-/Dienstleistungs-
/Produktionspreisen, die die ökologische Wahrheit abbilden; Ausbau des Marktanteils 
deutscher Firmen bei Green Tech; Verstärkte Förderung von KMU bei der ökologischen 
Modernisierung; Investition in Zukunft des Landes (mindestens 12 Milliarden Euro pro 
Jahr zusätzlich; Investitionsregel als Ergänzung zur Schuldenbremse); Besondere 
Förderung von Unternehmen, die Gewinne reinvestieren und nicht entnehmen; Positive 
Gestaltung des digitalen Wandels der Arbeitswelt

Aktive regionale Wirtschaftsförderung und Strukturpolitik (Verbindung von 
zukunftsfähiger Forschungs- und Industrieentwicklung mit ökologischem Umbau 
von Wirtschaft und Infrastruktur); Fokussierung auf Binnenmarkt und regionale 
Wirtschaftskreisläufe bzw. ökologisch zukunftsfähige, alternative Produktion; 
Verbindliche ökologische Zielvorgaben und mehrjährige Stufenpläne 
(Kombination finanzielle Anreizen, Verboten und verbindlicher öffentlicher 
Kontrolle); Mehr Demokratie in Wirtschaftspolitik und in Unternehmen 
(Förderung von Genossenschaften und der Übernahme von Betrieben in 
Belegschaftseigentum; Förderung gemeinwohlorientierter und regionaler 
Wirtschaftsstrukturen); Einrichtung Zukunfts-Fonds für Übergangszeit zum sozial-
ökologischen Umbau der Industrie mit Leitungsgremium, das über 
Investitionsmittel entscheidet (Bestehend aus Vertretern des Bundes und zur 
Hälfte Gewerkschaften, Umweltverbände sowie Akteure 
gemeinwohlorientierter Ökonomie); Einführung Wirtschaftsräte zur fachlichen 
Begleitung des sozialen und ökologischen Umbaus der Wirtschaft mit 
Initiativrecht auf den unterschiedlichen Ebenen von regionaler bis zur 
bundesweiten Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik (bestehend aus Wissenschaft, 
Umwelt- und Konsumentenverbände, Gewerkschaften sowie zur Hälfte direkt 
gewählten Bürgern bzw. Vertretern der Belegschaften); Demokratischere 
Gestaltung der Wirtschaftsförderung und Verbindung an verbindliche 
Anforderungen (gute Arbeit und Löhne; Tarifverträge; ökologisch sinnvolle 
Produktion; Förderung solidarischer Ökonomie); Verankerung eines 
verbindlichen Anteils für Grundlagenforschung im Bereich der solidarischen 
Ökonomie im Forschungsförderungsgesetz; Einrichtung einer sozial-
ökologischen Wirtschaftskammer zur Unterstützung im Bereich von Beratung 

Innovationsprinzip ergänzend zum Vorsorgeprinzip bei Gesetzgebung (Prüfung Chancenverlust durch Unterlassung von 
Maßnahme zusätzlich zu Risikenprüfung); Mittelstandsklausel auf Bundesebene (Prüfung Auswirkungen von Gesetzen und 
Verordnungen auf KMU); Einführung einer Generationenbilanzierung von Gesetzen (Nachhaltigkeitsprüfung anhand von 
Nachhaltigkeitsindikatoren; Gegenüberstellung von Leistungen der Gesellschaft für nachfolgende Generationen mit 
Lasten; Nutzung bei Gesetzesfolgenabschätzung, dafür Umstellung auf doppelte Buchführung in Kommunen und öffentlich-
rechtlichen Körperschaften); One-In-Two-Out-Prinzip bei Gesetzgebung (zeitliche Begrenzung von Gesetzen bzw. 
Ablaufdatum und Verabschiedung von Gesetzen nur dann, wenn zugleich in doppeltem Umfang Folgekosten an anderer 
Stelle zurückgeführt werden); Neue Balance zwischen Einnahmen der Bürger und Einnahmen des Staates (übermäßige 
Umverteilung von Privat zu Staat beenden; Entlastungsvolumen von mindestens 30 Milliarden Euro; Keine Einführung 
neuer Steuern; Bürger-Gesamtbelastungsgrenze für direkte Steuern und Sozialabgaben von 50 Prozent im GG verankern); 
Sparsamerer Umgang mit Steuergeldern ("clevereres investieren"); Abbau von Altschulden des Staates notwendig; 
Bessere Investitionsbedingungen am Standort Deutschland; Ermöglichung wettbewerbsfähiger Produktionsbedingungen in 
Deutschland; Einführung einer Subventionsbremse für den Bundeshaushalt und Überprüfung aller staatlichen Subventionen 
(Vom Bundeshaushalt getrennte Festlegung aller Subventionen und stufenweise Abschmelzung; nur noch 
innovationsförderliche und notwendige Subventionen)

Grundgedanken des Wirtschaftssystems: 
Eigenverantwortung der Wirtschaftssubjekte mit dem 
Gegenstück Haftung für das eigene Handeln, Garantie des 
Privateigentums und der Marktpreis als 
Steuerungsmechanismus für wirtschaftliche Entscheidungen, 
Sicherstellung von Wettbewerb auf den Märkten und die 
Verhinderung von marktbeherrschenden Stellungen; 
Unbestechliches effizientes Rechtssystem, das 
Rechtssicherheit und Rechtsfrieden gewährleistet 
(Überprüfung und Abschaffung darüberhinausgehender 
EInzelfallregelungen); Primäres Ziel sind ausgeglichene 
Haushalte (Schuldenbremse); Reformierung der Steuer- und 
Sozialsysteme, u.a. durch Einführung einer allgemeinen 
Abgabenbremse für Steuern, Beiträge und Gebühren im GG 
(kurzfristige Obergrenze orientiert an heutiger Abgabenquote 
und mittelfristig 40 Prozent des BIP) und zukunftsorientierte 
Steuerreform in Zusammenarbeit mit allen Parteien, 
Tarifparteien, Verbänden und wissenschaftlichen 
Einrichtungen (dabei Berücksichtigung sozialer Belange); 
mittelstandsfreundliche Wirtschaftspolitik; Unternehmergeist 
fördern durch stärkere Berücksichtigung der Chancen neuer 
Technologien und Entwicklungen, insbesondere beim Erlass 
von gesetzlichen Regelungen zu Technologien; Stärkung 
wissens-/technologiebasierter Wirtschaft; Verbesserung der 
steuerlichen Bedingungen für Forschung und Entwicklung; 

Ressortzuweisung Digitales 
innerhalb Bundesregierung

Schaffung der Position eines "Staatsministers für Digitalpolitik" im 
Bundeskanzleramt; Einrichtung eines Kabinetssausschusses "Digitalpolitik" 
zur weiteren Verbesserung der Koordinierung zwischen den Ministerien; 
Berufung eines "Nationalen Digitalrats" zum engen Austausch zwischen 
Politik und nationalen sowie internationalen Experten

Digitalisierung als Stabsaufgabe im Kanzleramt; Einrichtung eines Digitalkabinetts unter 
Leitung des Bundeskanzlers (umfassende und effektive Koordination der Digitalpolitik)

Bessere Koordination in der Bundesregierung durch eigenständige Vertretung im 
Kabinett bzw. bessere Bündelung

Einführung eines Digitalministeriums inkl. einem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik als nachgeordnete 
Behörde des neuen Ministeriums

Förderung der Digitalisierung der 
Wirtschaft (Industrie 4.0, KMU-
Digitalisierung) und Gesellschaft

Ausbau und Ausdehung der Wettbewerbsfähigkeit im Bereich der 
Digitalisierung (Industrie 4.0) auf alle Bereiche (Wirtschaft 4.0); Umsetzung 
des Digitalpakts; Auflegung eines Innovationsfonds für Landwirte;  
Beschleunigung  u.a. des digitalen Fortschritts durch  Agrarforschung und 
Innovationen wie Präzisionslandwirtschaft; Gleichwertiger Ausbau der 
digitalen Infrastruktur im ländlichen Bereich; u.a. Künstliche Intelligenz, Hoch- 
und Höchstleistungsrechner, Umgang mit großen Datenmengen, 
Quantentechnologie und Robotik als Schwerpunkte der künftigen 
Regierungsarbeit ("Digitale Agenda")

Bayerischer Mittelstand an Spitze von Wirtschaft 4.0 (Hilfe bei 
innovativer und erfolgreicher Umsetzung von digitalen Strategien 
für jeden Betrieb); Innovationsförderung für Landwirtschaft 4.0 
(Innovationsfonds; Innovationsberatung; Verstärkung der 
Argrarforschung und Digitalisierung der Landwirtschaft, u.a. Smart 
Farming und Präzisionslandwirtschaft; Unterstützung von 
Innovationen durch aktive Kommunikation in Richtung 
Öffentlichkeit)

Aktive Industriepolitik zur Innovationsförderung und Unterstützung von Industrie 4.0 
sowie Begleitung und Unterstützung digitaler Transformation in industrienahen 
Dienstleistungen (insbesondere für KMU); Industrie 4.0 als Erfolgsmodell (gemeinsam mit 
Gewerkschaften, Unternehmen und Verbänden); Organisation des Wandels nach sozialen 
Prinzipien; Erhöhung der Akzeptanz für neue Technologien bei Bürgern (Einbindung der 
Zivilgesellschaft in den Innovationsdialog der Bundesregierung und Veröffentlichung der 
Ergebnisse); Auflegung eines Digitalisierungsfonds "Zukunftsfonds Digitalisierung" 
inbesondere für Mittelstand und Handwerk sowie den flächendeckenden Aufbau von 
Gigabit-Infrastruktur (Anstoßung digitaler Investitionsvorhaben wo private Investition zu 
gering durch Überführung von Teilen der Haushaltsüberschüsse in Sondervermögen); 
Prüfung der Ausweitung von Förderprogramme für technologische Innovationen (bspw. 
des Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand - ZIM) auf datengetriebene 
Geschäftsmodelle; Unterstützung der mittelständischen Unternehmen im Wandel durch 
Programm „Innovationsmotor Mittelstand“ (im Mittelpunkt: Maßnahmen zur Sicherung von 
Fachkräften sowie zur Förderung von  Innovationen und gezielte Entlastung von 
Mittelstand und Handwerk); Gründung regionaler Innovationsagenturen (gemeinsam mit 
Industrie- und Handelskammern sowie Handwerkskammern; Vorantreiben gesellschaftlich 
sinnvoller Innovationsansätze, Wissensaustausch zwischen Wirtschaft und Unternehmen 
und Unterstützung des digitalen Wandels in der Fläche durch Technologie- und 
Wissenstransfer und Open Innovation); Förderung des Einsatzes digitaler Technologie im 
Mittelstand (Zuschuss für digitale Ausrüstung für kleine und mittlere Unternehmen bei 
vorherige Beratung und Vorlage eines Digitalisierungskonzeptes; verbesserte 
Abschreibungsbedingungen bei Digitalinvestitionen); Fortsetzung der Plattform Industrie 4.0 
zur gemeinsamen Standardsetzung und Entwicklung von Smart Services; Aufbau von 
Clustern für Industrien der Zukunft (Mikroelektronik, Cybersicherheit, 
Hochleistungsrechner, KI, Bio-Tech)

Aktive Gestaltung des digitalen Wandels, Digitalpolitik richtet sich dabei nach 
Bedürfnissen von Menschen (Digitale Selbstbestimmung, innovativer Daten- und 
Verbraucherschutz, effektive IT-Sicherheit, Chancengleichheit, mehr E-Government, 
offene Daten, Keine Massenüberwachung durch Unternehmen oder Geheimdienste, 
Begrenzung von Risiken durch Machtkonzentration bei wenigen Internetkonzernen); 
Einrichtung IT-Beratungsnetzwerk für digitalen Wandel des Mittelstands (Dezentrales 
Berater-Netzwerk soll in Unternehmen gehen; Überprüfung und anbieterunabhängige 
Verbesserungsvorschläge der IT-Sicherheit; Empfehlungen zur zukunftsfähigen 
Aufstellung von Digitalisierung; Automatisierung und Vernetzung und zur Gewinnung von 
Frauen); Gestaltung der Digitalisierung gemäß Interessen und der digitalen 
Selbstbestimmung der Menschen nicht der Unternehmen (Freiheit, Gerechtigkeit, 
Nachhaltigkeit, Demokratie); Unterstützung von Unternehmen im Kontext der 
Digitalisierung bzw. von datengetriebenen Geschäftsmodellen zu Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit; Politische Stärkung und Verankerung von Offenheit als 
Leitprinzip für alternative Wirtschaftsformen (Sharing Economy, solidarische Ökonomie, 
Social Entrepreneurship)

Förderung commons-basierter, selbstverwalteter, nichtkommerzieller und 
öffentlicher Alternativen zu Mainstream-Angeboten in Form von offenen 
Technologien und Plattformen sowie dezentralisierten Infrastrukturen; 
Demokratisierung von Entwicklung, Produktion und Distribution (Open-Innovation-
Programme; Offenlegung von Standards; Eindämmung des Patentmissbrauchs 
zur Verhinderung von Produktvielfalt; Unterstützung von Open Content-
Lizenzen); Innovationen und Digitalisierung in den Dienst des Öffentlichen; 
Smart Cities von links sind öffentlich, transparent und für alle zugänglich

Klare Regeln für neue Geschäftsmodell und weniger Bürokratie für etablierte Unternehmen, um fairen Wettbewerb und 
bestes Produkt zu sichern (insbesondere KMU); Chancen von digitalen Innovationen für die Landwirtschaft nutzen (u.a. 
beim punktgenauer Düngung durch Drohneneinsatz und Nährstoffmessung)

Ausbau digitaler Infrastruktur (5G 
und Glasfaser)

Zwingende Erforderlichkeit einer flächendeckenden Verfügbarkeit/Ausbau 
von schneller Breitband- und Mobilfunkversorgung mit modernsten 
Glasfasernetzen (Voraussetzung bis 2020 und Realisierung bis 2025)  und 
5G (superschnelles Internet in allen Regionen); Schaffung einer "Gigabit-
Gesellschaft" (Verfügbarkeit: überall, für alle und in allen 
Anwendungsbereichen); Entwicklung Deutschlands und Europa zum 
Leitmarkt für  5G-Mobilfunk (als Schüsseltechnologie der digitalen 
Transformation); Schaffung eines investitionsförderndes Umfeld und 
Vorantreiben des Glasfaserausbaus zur Anbindung von 5G-Basisstationen 
(rasche Festlegung und Bereitstellung der notwendigen Funkfrequenzen); Bei 
der Vergabe der Mobilfunkfrequenzen für 5G: Erster Platz und Investition der 
Erlöse in den Glasfaserausbau 

Gigabyt-Gesellschaft für alle und Leitmarkt für 5G (Glasfaser in 
jeder Region und jeder Gemeinde; Sofortige Schaffung von 
Voraussetzungen und bis 2025 Abschluss des 5G-Ausbaus)

Bis 2018: Versorgung mit 50 Mbit/s; Bis 2025: modernste digitale Infrastruktur, „Breitband 
für alle“ und Anschluss von 90% aller Gebäude an Gigabitnetze (mittels 
Digitalisierungsfonds "Zukunftsfonds Digitalisierung" und durch Investitionsimpulse aus 
Regulierung für Telekommunikationssektor); 5G Entwicklung weiter vorantreiben 
(Erschließung von Antennenstandorten mit Glasfaser)

Schnelles Internet Teil der staatlichen Daseinsfürsorge in ganz Deutschland 
(Breitbandausbau auf Basis von Glasfaser; Umwidmung von Telekomaktien im Wert von 
10 Milliarden Euro in Bundesbesitz und Investition in Breitbandausbau; Ausbau von 
Leerrohren im Fokus, Leitungen legen und Netzbetrieb durch Kommunen oder 
Unternehmen)

Investitionen in schnelle Internetverbindungen; Recht auf bezahlbaren, schnellen 
Breitbandanschluss für alle Haushalte; Rascher und flächendeckender Ausbau der 
Glasfaserinfrastruktur; Überführung der TK-Netze in öffentliches und 
gemeinwirtschaftliches Eigentum

Ausbau eines flächendeckenden Glasfasernetzes; Verkauf der Anteile an Telekom und Post und vollständige Investition der 
Erlöse in digitale Infrastruktur (Glasfasernetz); Ausschreibung in Regions-Clustern; Möglichkeit für Provider Kapazitäten auf 
Glasfasernetzen zu mieten (Wettbewerb und Refinanzierung)

Schaffung von Voraussetzungen für schnellen 
Breitbandanschluss von Haushalten und KMU 
deutschlandweit bis 2019 (staatliche 
Unterstützungsprogramme zur Abmilderung finanzieller 
Belastungen; Anschluss der "letzten Meile" als 
sicherzustellende Option)

Digitalisierung der staatlichen 
Verwaltung / Entbürokratisierung 
(Open Government / E-
Government)

Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung weiter vorantreiben;  
Bürokratieabbau;  Fortführung der "one-in, one-out"-Regel; neue 
Gesetzgebungs- und Verwaltungskultur (im Vordergrund: Vermeidung oder 
Begrenzung neuer Regelungen); Verzicht auf Kontrolle und Regulierung bei 
neuen Gesetzesvorhaben (bis zum Nachweis einer eindeutigen 
Notwendigkeit); Reduzierung neuer Gesetzentwürfe um mind. 10 Prozent; 
Deutschlands öffentliche Verwaltung (Bund, Länder und Kommunen) als eine 
der bürger- und anwenderfreundlichsten öffentlichen Verwaltungen; 
Einführung eines digitalen Bürgerportals und eines elektronischen 
Bürgerkontos: deutschlandweite elektronische Verfügbarkeit aller 
Verwaltungsdienstleistungen (u.a. Steuererklärung, PKW-Zulassung) mit 
„Once-Only“-Prinzip bei wichtigen Angaben und Datentransparenz; Schaffung 
der Möglichkeit einer rechtssicheren und praktikablen elektronischen 
Signatur zur Identifikation von Wirtschaftsteilnehmern und Bürgern und 
Gleichstellung von manueller und elektronischer Signatur; Bürgerkonto für 
Datentransparenz und Vorbeugung von möglichen Missbrauch 

Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung weiter vorantreiben 
(alle Dienstleistungen elektronisch verfügbar; „Once-Only“-
Prinzip bei wichtigen Angaben); Bürokratieabbau (Einführung 
Bürokratie-TÜV; wo vertretbar: Verzicht auf Kontrolle und 
Regulierung bei neuen Gesetzesvorhaben bis Notwendigkeit 
eindeutig nachgewiesen);

Schnelle Digitalisierung der Verwaltung (eindeutige Identifikation für alle 
Verwaltungsdienstleistungen; keine Mehrfach-Übermittlung; jederzeit Nachvollziehbarkeit 
des jeweiligen Bearbeitungsstand der Verwaltung durch Antragsteller); kostenfreie 
Bereitstellung offener Daten (Open Data); Weiterentwicklung des 
Informationsfreiheitsrechts zu Informations- und Transparenzrecht; Deutschlandportal für 
Bürger und  Unternehmen zur unbürokratischen Abwicklung von Formalitäten (wie 
Anmeldung von Arbeitnehmern zur Sozialversicherung, Gewerbeanmeldung, 
Baugenehmigung, Anmeldung zum Kindergarten / Schule, Kfz-Zulassung, 
Wohngeldbeantragung, Steuererklärung, Beantragung von Renten- und Pflegeleistungen) 
bis 2022 als Ergänzung persönlicher Ansprechpartner in den Ämtern; Bürokratieabbau für 
Unternehmen (Befreiung von Statistik-, Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten); 
Erhöhung des Anteils freier Software in Verwaltung und Bildungseinrichtungen

Voranbringung von Open Government zum Bürokratieabbau (Bereitstellung amtlicher 
Dokumente per Open Data im Internet: leicht auffindbar, maschinenlesbar und kosten- 
und lizenzfrei für die Öffentlichkeit)

Ausbau des E-Government-Angebots; Ausbau der Förderprogramme des Bundes 
für Kommunen; Freier Zugang zu und Nutzen aller von Regierungen mit 
öffentlichen Geldern gesammelten Informationen und Daten (Open Data als 
Beitrag zur Öffnung und Demokratisierung von Verwaltung unter 
Berücksichtung des Datenschutzes)

Open-Data und Open-Government-Strategie für Deutschland (mit konsequentem One-Stop-Shop-Umbau der Verwaltung; 
Ausweitung der Einheitlichen Stelle und Ausweitung einheitlicher Ansprechpartner nach der Dienstleistungsrichtlinie 
2006/123/EG auf alle Verwaltungsbereiche; Etablierung „Once-Only“-Prinzip, am besten Online, mit transparenten Regeln 
über Anlass, Umfang und Zweck der Weitergabe sowie mit ensprechenden Speicherfristen und dezentraler Speicherung 
der Datensätze bei den zugreifenden Behörden; Dynamische Fortentwicklung der IT-Infrastruktur des öffentlichen Sektors 
und Konsolidierung der IT-Strukturen sowie weitere Digitalisierung von Verwaltungsprozessen in Behörden und zwischen 
Behörden, Wirtschaft und Bürgern; Besondere Berücksichtigung der mittelständischen IT-Wirtschaft dabei, wegen hoher 
Innovationsfähigkeit und ordnungspolitischer Bedeutung; Freie Veröffentlichung und Zugänglichkeit nicht-unternehmens-
/personenbezogener Daten der Verwaltung in maschinenlesbarer Form); Entbürokratisierung bei der Herausgabe von Daten 
für Arbeitgeber (dabei Einschränkung bei der Auskunftspflicht, nicht bei der Art der Datenübertragung); Weiterentwicklung 
des Personalausweises zu einer nutzerfreundlichen und sicheren digitalen Identizifierungsmöglichkeit bei Behörden, im 
Gesundheitswesen, im Austausch mit Banken, Unternehmen oder Nutzern untereinander (dadurch Ersatz aller 
Berechtigungskarten und Identitätsnachweise möglich)

Rückbau der Bürokratie (insbesondere Verringerung 
Belastung für KMU)

Beschleunigung von BAMF-Asyl-
Prozessen

Bereitstellung notwendiger Mittel für schnellere und bessere Entscheidungen des BAMF Verantwortlichkeit für Abschiebung auf Bund verlagern, um 
einheitliche Verwaltungspraxis zu gewährleisten und 
Haltung nicht kooperativer Bundesländer zu überwinden

Start-Up (Kooperationsförderung; 
Wachstumsfinanzierung)

Stärkere öffentliche Anerkennung und Förderung; Neue Gründerkultur; Bis 
2019: Erarbeitung eines "Masterplan Selbstständigkeit"; Beseitigung von 
Hindernissen; Garantie umfassender Beratung und Förderung; Vermeidung 
unnötiger Bürokratie; Weitere Verbesserung der Bedingungen für 
Wagniskapital; Erleichterung des Zugangs für Start-Ups zu Wagniskaiptal 
über steuerliche Förderung (bei Beteiligung, Berücksichtigung bei der 
Steuer); Prüfung einer zentralen Anlaufstelle (one-stop-shop) für Start-Ups

Schaffung des besten Ökosystems für Start-Ups und Etablierung 
Deutschlands als Spitzenreiter bei Existenzgründungen 
(Erleichterung Wagniskapital-Zugang über steuerliche Förderung; 
Steuerliche Absetzbarkeit von Beteiligungen an Start-Ups; 
Entbürokratisierung von Unternehmensgründungen durch 
Masterplan Selbstständigkeit)

Ziel: schnelle und unbürokratische Gründung u.a. durch Föderung von Start-Ups (bis 2020: 
Jährliches Wagniskapital-Volumen von bis zu 5 Milliarden Euro zur Förderung von 
Wachtumsphase, Erhöhung der Gründungszahl und Sicherung der Finanzierung in allen 
Phasen; Beantwortung aller Fragen aus einer Hand via E-Government; Vereinfachung der 
Antragstellung für Förderprogramme; Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Wagniskapital; Förderung von Gründungen durch Frauen, Menschen mit 
Migrationshintergrund und solchen mit Behinderungen); Förderung Gründung in 
Wissenschaft (Aufbau von Gründerzentren; Verankerung von Unternehmensgründung in 
Lehre; Gründungsfreisemester für Studenten; Gründer-Sabbatical für Hochschul-
Beschäftigte)

Stärkung neuer Finanzierungsformen (Crowdfunding); Vernetzung mit Förderbanken; 
Förderung von Co-Working und Gewerberäumen für Gründer;  Unbürokratisches und 
wirksames Förderinstrument für alle Gründungswilligen (Grünes Gründungskapital bei 
Vorlage überzeugendes Konzept in Form von flexiblem, zinsfreihen Darlehen von bis zu 
25.000 Euro; Rückzahlung erfolgt, sobald Unternehmen Fuß gefasst hat); Bundesweiter 
One-Stop-Shop für Gründer (alle bürokratischen Voraussetzungen und 
Beratungsleistungen an einem Ort); Senkung der Mindestbeiträge für gesetzliche 
Kranken-, Pflege und freiwillige Arbeitslosenversicherung für Selbstständige und 
Aufnahme nicht anderweitig versicherter Selbstständiger in Rentenversicherung

Unterstützung von Gründungen an Hochschulen (Urlaubssemster für Gründungen; Fachübergreifendes Lernen über 
Gründungsmöglichkeiten; Ablehnung von strikter Trennung zwischen Wirtschaft und Hochschulen um Zusammenarbeit zu 
fördern); Stärkung der Gründungskultur in Deutschland (Vermittlung wirtschaftlichen Wissens in der Schule durch 
flächendeckende Einführung des Fachs Wirtschaft; Erleichterung der Finanzierung von Gründungen; Abbau von Bürokratie, 
sodass Gründung an einem Werktag und online möglich, durch Einrichtung zentraler behördlicher Sammelstelle für 
Gründer; Bürokratiefreies Jahr für Start-Ups; Erleichterung nebenberuflicher Gründungen und Gründungen aus Elternzeit 
heraus; Keine Steuerzahlung bevor Umsätze oder Gewinne angefallen sind, durch Verdopplung des Freibetrags bei der 
Gewerbesteuer und Angleichung Freibeträge für Kapitalgesellschaften an Personengesellschaften; Befreiung von 
Kleinstunternehmen und Gründungen von Zwang zu möglicher Mehrfach-Kammerzugehörigkeit; Entlastung von 
Kammerbeiträgen für Unternehmer im Nebenwerb mit Gewerbeertrag unterhalb von 10.000 Euro jährlich); Verbesserung 
der steuerlichen Rahmenbedingungen für Wagniskapital durch Venture-Capital-Gesetz, dass umfassend und ganzheitlich 

Ermittlung von Hindernissen für Unternehmensgründungen; 
Beschluss geeigneter Maßnahmen zur Förderung von Start-
Ups

Umsatzsteuer

Vereinfachung des Steuersystems zur Entlastung von Mittelstand und Selbständiger 
sowie Arbeitnehmer (Erhöhte Abschreibungsgrenzen für geringwertige Wirtschaftsgüter 
auf 1000 Euro und Vereinfachung bei der Umsatzsteuer mit Blick auf Verfahren beim 
Handel innerhalb der EU; Prüfung der Anhebung der Kleinunternehmergrenzen bei 
Umsatzsteuer und Gewerbesteuerfreibetrag)

Durchsetzung des Grundsatzes der IST-Besteuerung bei der Umsatzsteuer; solange noch keine IST-Besteuerung, 
Umsatzschwelle von bisher 500.000 Euro deutlich erhöhen

Absenkung der Mehrwertsteuer um 7 Prozent

Unternehmensbesteuerung

Pauschale Abgeltungsteuer durch individuelle Besteuerung ersetzen 
(Voraussetzung: international funktionierender Informationsaustausch der 
Finanzbehörden); Annäherung und Harmonisierung der Körperschaftssteuer 
zwischen Deutschland und Frankreich; Schrittweise schnellstmögliche 
Abschaffung des Solidaritätsbeitrags ab dem Jahr 2020; Ablehnung einer 
Vermögenssteuer

Schrittweise schnellstmögliche, komplette Abschaffung des 
Solidaritätsbeitrags ab dem Jahr 2020; ab der 19. Legislatur 
bereits Entlastung um 4 Milliarden Euro; Ablehnung einer 
Vermögenssteuer

Gleiche Besteuerung von Einkommen aus Arbeit und Kapital (Abschaffung der 
Abgeltungssteuer); Rücknahme besonderer steuerlicher Privilegien für einzelne 
Interessengruppen (etwa Hoteliers und Mega-Erbschaften); Überprüfung steuerlicher 
Subventionen; Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung und des Steuervollzugs in 
Europa; Gewinnbesteuerung am Ort der Erwirtschaftung; Abschaffung des 
Solidaritätsbeitrags für untere und mittlere Einkommen Euro ab 2020 (10 Milliarden Euro 
Entlastung;  Anhebung der Freigrenzen für versteuerndes Einkommen bis circa 60.000 
Euro Brutto); stufenweise Abschmelzung des verbleibenden Soldidaritätsbeitrages nach 
2019

Ökologische Steuerreform zur Förderung ökologisch nachhaltiger anstelle 
umweltschädlicher Produktionsprozesse, Erzeugnisse und Dienstleistungen (Prüfung der 
Berücksichtigung ökologischer und sozialer Ziele bei der MwSt); Erhöhung der Grenze 
für die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter auf 1000 Euro; Starke 
Einschränkung von Strompreisrabatten in der Höhe und nur auf im internationalen 
Wettbewerb stehende Unternehmen, und Unternehmen mit energieintensiven Prozessen 
(verknüpft mit verpflichtender Umsetzung von Energieeffizienzmaßnahmen), 
Abschaffung der Stromsteuer, Reduktion der EEG-Umlage, Abschaffung der 
Stromsteuer und Einführung einer aufkommensneutralen CO2-Bepreisung; 
Verfassungsfeste, ergiebige und umsetzbare Vermögenssteuer für Superreiche die 
besonderen Wert auf Erhalt von Arbeitsplätzen und Innovationskraft der Unternehmen 
legt

Erhöhung Körperschaftsteuer auf 25 Prozent; Europaweite Mindestsätze für 
Unternehmenssteuern; Umwandlung Gewerbesteuer in 
Gemeindewirtschaftsteuer (Ausweitung Bemessungsgrundlage durch 
Berücksichtigung von Pachten, Mieten, Leasingraten und Lizenzgebühren; 
Einbezug von gutverdienenden Selbständigen und Freiberuflern; Anhebung 
Freibetrag auf 30.000 Euro; Berücksichtigung festgesetzter Steuer bei der 
Einkommensteuer); Abschaffung von Industrierabatten (Ökosteuer, 
Netzentgelten, Emissionshandel, EEG); Einführung einer Vermögensteuer 
oberhalb einer Million Euro mit fünf Prozent Besteuerung (Freistellung der 
ersten Million; betriebsnotwendiges Vermögen kann bis fünf Millionen 
freigestellt werden; Sicherstellung, dass Privatvermögen nicht in 
Betriebsvermögen »versteckt« wird und dass Betriebsvermögen in 
ausländischem Eigentum ebenso besteuert wird wie inländische Eigentümer)

Langfristig Gewerbesteuer durch kommunalen Zuschlag mit eigenem Hebesatzrecht auf Körperschaftsteuer und 
Einkommensteuer ersetzen; Höherer Anteil der Kommunen an Umsatzsteuer; Bereinigung der gewerbesteuerlichen 
Bemessungsgrundlage um gewinnunabhängige Hinzurechnungen (Angleichung an die einkommen- und 
körperschaftsteuerliche Bemessungsgrundlage); Branchenbezogene Steuern und Gebühren gemäß europäischem Niveau; 
Verbesserung der Abschreibungsbedingungen (Wiedereinführung degressive AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter); 
Einheitliche und verkürzte Abschreibungsfristen für digitale Anlagegüter (Hard- und Software) von höchstens drei Jahren; 
Erhöhung der Grenze für die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter; Anspruch auf verbindliche Auskünfte 
über steuerliche Folgen von geplanten wirtschaftlichen Entscheidungen durch die Finanzverwaltung; Rücknahme der 
Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge; Stromsteuerabsenkung auf europäisches Mindestniveau; Abschaffung des 
Solidaritätszuschlags bis Ende 2019; Ablehnung einer Vermögenssteuer

Schaffung einer fairen Unternehmensbesteuerung; 
Reduzierung der Steuer- und Abgabenquote; 
Gewinnbesteuerung am Ort der Erwirtschaftung; 
Kalkulierbarkeit von Energiepreisen; Ablehnung einer 
Vermögenssteuer

Sozial. Gerecht. Frieden. Für alle."

 "Die Zukunft für die wir kämpfen: 
28.08.17 Eine nationale Bildungsallianz für Deutschland. Eckpunkte der 

Sozialdemokratie für bessere Schulen.

03.07.17 Regierungsprogramm 2017 - 2021 
"Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben." 17.07.17 Der Bayernplan - Klar für unser Land

Issue

CDU/CSU CSU SPD BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

 Grünes Mobilitätsprogramm 2030

28.08.2017 Die Zukunft der Mobilität ins Rollen bringen:
Zukunft wird aus Mut gemacht 

25.06.17 Regierungsprogramm 2017 bis 2021 "Es ist Zeit für mehr Gerechtigkeit: 
Zukunft sichern, Europa stärken" 23.06.2017 Programm zur Bundestagswahl 2017 

DIE LINKE.

30.04.17 Bundestagswahlprogramm 23.04.17 Bundestagswahlprogramm

FDP AfD

11.06.17  Programm zur Bundestagswahl 2017

Ausführlich
CONCILIUS erstellt eine Bedarfsanalyse und bestimmt alle für den Mandanten relevanten Politikfelder. 
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ÜBERSICHT
Auszug der Wahlprogrammanalyse der sieben größten Parteien Deutschlands 2017

POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG POSITION BEWERTUNG

WIRTSCHAFT, TECHNOLOGIE & 
DIGITALISIERUNG, START-UP, 

STEUERN, FuE

Wirtschaftspolitik Allgemein

Wirtschaftspolitik gemäß ordnungspolitischen Leitbild der Sozialen 
Marktwirtschaft; Stabile Lohnnebenkosten und Sozialabgaben;  
Neuansiedlung von Arbeitsplätzen (u.a. im Bereich der Digitalisierung); 
Gezielte Strukturpolitik auch für ländliche Räume; Deutschland weiterhin 
Standort einer leistungsfähigen Mikroelektronikbranche

Weiterhin ausgeglichener Haushalt und Schuldenabbau; 
Lohnzusatzkosten wettbewerbsfähig halten; Vollbeschäftigung 
bis 2025 (u.a. durch Schaffung neuer und zukunftssicherer 
Arbeitsplätze); Sicherstellung der gleichmäßigen Entwicklung aller 
Landesteile und des ländlichen Raums (Zugang zu wesentlichen 
Daseinsbereichen wie Digitales Leben auch auf dem Land, 
Bundesweite Dezentralisierungsstrategie nach Vorbild der 
bayerischen Heimatstrategie mit Errichtung von Behörden, 
Hochschulen und Forschungsinstituten im ländlichen Raum)

Ziel: unbefristete sozial abgesicherte und nach Tarif bezahlte Arbeit als Normalfall (bis 2021 
mindestens ein Drittel weniger prekäre Beschäftigungsverhältnisse); Verpflichtung der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung auf das Viereck der politischen Ziele 
(Wachstum, solides Haushalte; soziale Gerechtigkeit und der Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlagen); Einführung eines Mittelstands- und Innovations- sowie Jugendchecks 
für Gesetze (auf Basis von in NRW bereits bestehenden Checks);  weiterer Ausbau der 
breiten wirtschaftlichen Basis (vielfältigen Wirtschaftsstruktur und breite 
Wertschöpfungskette); Förderung technischer Produktinnovationen und sozialer 
Innovationen (Telearbeit oder Car-Sharing); Offenheit für neue Verfahren und 
Lösungsstrategien; Stärkung des ländlichen Raums (u.a. durch Förderung von Innovation 
und Forschung, Breitbandausbau und Fachkräftesicherung; Gründung Innovationsallianz der 
deutschen Industrie; Start einer neuen Investitionsoffensive von rund 30 Milliarden Euro in 
der 19. Legislaturperiode; Einführung einer Investitionsverpflichtung des Staates mit 
Orientierung an Haushaltsspielräumen (feste Verankerung in mittelfristiger Finanzplanung; 
"Mindestdrehzahl" für Investition in FuE, Energiewende, Hochschulen sowie Schiene und 
Straße); Mehr Gelder für Forschung

Großes sozial-ökologisches Modernisierungsprojekt (Sicherung von und Schaffung neuer 
Arbeitsplätze; Gemeinwohlorientierung und Verwantwortung für künftige 
Generationen; Respektierung der ökologischen Grenzen des Planeten beim 
Wirtschaften; konsequente Umsetzung des Umweltrechts mit Klagemöglichkeiten durch 
Bürger und Ablehnung freiwilliger Selbstverpflichtungen); Wettstreit um beste 
ökologische Lösung durch Grenzwerte, CO2-Reduktionsziele und Produktstandards 
sowie Förderung neuer Technologien und von Wissen und Produkt-/Dienstleistungs-
/Produktionspreisen, die die ökologische Wahrheit abbilden; Ausbau des Marktanteils 
deutscher Firmen bei Green Tech; Verstärkte Förderung von KMU bei der ökologischen 
Modernisierung; Investition in Zukunft des Landes (mindestens 12 Milliarden Euro pro 
Jahr zusätzlich; Investitionsregel als Ergänzung zur Schuldenbremse); Besondere 
Förderung von Unternehmen, die Gewinne reinvestieren und nicht entnehmen; Positive 
Gestaltung des digitalen Wandels der Arbeitswelt

Aktive regionale Wirtschaftsförderung und Strukturpolitik (Verbindung von 
zukunftsfähiger Forschungs- und Industrieentwicklung mit ökologischem Umbau 
von Wirtschaft und Infrastruktur); Fokussierung auf Binnenmarkt und regionale 
Wirtschaftskreisläufe bzw. ökologisch zukunftsfähige, alternative Produktion; 
Verbindliche ökologische Zielvorgaben und mehrjährige Stufenpläne 
(Kombination finanzielle Anreizen, Verboten und verbindlicher öffentlicher 
Kontrolle); Mehr Demokratie in Wirtschaftspolitik und in Unternehmen 
(Förderung von Genossenschaften und der Übernahme von Betrieben in 
Belegschaftseigentum; Förderung gemeinwohlorientierter und regionaler 
Wirtschaftsstrukturen); Einrichtung Zukunfts-Fonds für Übergangszeit zum sozial-
ökologischen Umbau der Industrie mit Leitungsgremium, das über 
Investitionsmittel entscheidet (Bestehend aus Vertretern des Bundes und zur 
Hälfte Gewerkschaften, Umweltverbände sowie Akteure 
gemeinwohlorientierter Ökonomie); Einführung Wirtschaftsräte zur fachlichen 
Begleitung des sozialen und ökologischen Umbaus der Wirtschaft mit 
Initiativrecht auf den unterschiedlichen Ebenen von regionaler bis zur 
bundesweiten Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik (bestehend aus Wissenschaft, 
Umwelt- und Konsumentenverbände, Gewerkschaften sowie zur Hälfte direkt 
gewählten Bürgern bzw. Vertretern der Belegschaften); Demokratischere 
Gestaltung der Wirtschaftsförderung und Verbindung an verbindliche 
Anforderungen (gute Arbeit und Löhne; Tarifverträge; ökologisch sinnvolle 
Produktion; Förderung solidarischer Ökonomie); Verankerung eines 
verbindlichen Anteils für Grundlagenforschung im Bereich der solidarischen 
Ökonomie im Forschungsförderungsgesetz; Einrichtung einer sozial-
ökologischen Wirtschaftskammer zur Unterstützung im Bereich von Beratung 

Innovationsprinzip ergänzend zum Vorsorgeprinzip bei Gesetzgebung (Prüfung Chancenverlust durch Unterlassung von 
Maßnahme zusätzlich zu Risikenprüfung); Mittelstandsklausel auf Bundesebene (Prüfung Auswirkungen von Gesetzen und 
Verordnungen auf KMU); Einführung einer Generationenbilanzierung von Gesetzen (Nachhaltigkeitsprüfung anhand von 
Nachhaltigkeitsindikatoren; Gegenüberstellung von Leistungen der Gesellschaft für nachfolgende Generationen mit 
Lasten; Nutzung bei Gesetzesfolgenabschätzung, dafür Umstellung auf doppelte Buchführung in Kommunen und öffentlich-
rechtlichen Körperschaften); One-In-Two-Out-Prinzip bei Gesetzgebung (zeitliche Begrenzung von Gesetzen bzw. 
Ablaufdatum und Verabschiedung von Gesetzen nur dann, wenn zugleich in doppeltem Umfang Folgekosten an anderer 
Stelle zurückgeführt werden); Neue Balance zwischen Einnahmen der Bürger und Einnahmen des Staates (übermäßige 
Umverteilung von Privat zu Staat beenden; Entlastungsvolumen von mindestens 30 Milliarden Euro; Keine Einführung 
neuer Steuern; Bürger-Gesamtbelastungsgrenze für direkte Steuern und Sozialabgaben von 50 Prozent im GG verankern); 
Sparsamerer Umgang mit Steuergeldern ("clevereres investieren"); Abbau von Altschulden des Staates notwendig; 
Bessere Investitionsbedingungen am Standort Deutschland; Ermöglichung wettbewerbsfähiger Produktionsbedingungen in 
Deutschland; Einführung einer Subventionsbremse für den Bundeshaushalt und Überprüfung aller staatlichen Subventionen 
(Vom Bundeshaushalt getrennte Festlegung aller Subventionen und stufenweise Abschmelzung; nur noch 
innovationsförderliche und notwendige Subventionen)

Grundgedanken des Wirtschaftssystems: 
Eigenverantwortung der Wirtschaftssubjekte mit dem 
Gegenstück Haftung für das eigene Handeln, Garantie des 
Privateigentums und der Marktpreis als 
Steuerungsmechanismus für wirtschaftliche Entscheidungen, 
Sicherstellung von Wettbewerb auf den Märkten und die 
Verhinderung von marktbeherrschenden Stellungen; 
Unbestechliches effizientes Rechtssystem, das 
Rechtssicherheit und Rechtsfrieden gewährleistet 
(Überprüfung und Abschaffung darüberhinausgehender 
EInzelfallregelungen); Primäres Ziel sind ausgeglichene 
Haushalte (Schuldenbremse); Reformierung der Steuer- und 
Sozialsysteme, u.a. durch Einführung einer allgemeinen 
Abgabenbremse für Steuern, Beiträge und Gebühren im GG 
(kurzfristige Obergrenze orientiert an heutiger Abgabenquote 
und mittelfristig 40 Prozent des BIP) und zukunftsorientierte 
Steuerreform in Zusammenarbeit mit allen Parteien, 
Tarifparteien, Verbänden und wissenschaftlichen 
Einrichtungen (dabei Berücksichtigung sozialer Belange); 
mittelstandsfreundliche Wirtschaftspolitik; Unternehmergeist 
fördern durch stärkere Berücksichtigung der Chancen neuer 
Technologien und Entwicklungen, insbesondere beim Erlass 
von gesetzlichen Regelungen zu Technologien; Stärkung 
wissens-/technologiebasierter Wirtschaft; Verbesserung der 
steuerlichen Bedingungen für Forschung und Entwicklung; 

Ressortzuweisung Digitales 
innerhalb Bundesregierung

Schaffung der Position eines "Staatsministers für Digitalpolitik" im 
Bundeskanzleramt; Einrichtung eines Kabinetssausschusses "Digitalpolitik" 
zur weiteren Verbesserung der Koordinierung zwischen den Ministerien; 
Berufung eines "Nationalen Digitalrats" zum engen Austausch zwischen 
Politik und nationalen sowie internationalen Experten

Digitalisierung als Stabsaufgabe im Kanzleramt; Einrichtung eines Digitalkabinetts unter 
Leitung des Bundeskanzlers (umfassende und effektive Koordination der Digitalpolitik)

Bessere Koordination in der Bundesregierung durch eigenständige Vertretung im 
Kabinett bzw. bessere Bündelung

Einführung eines Digitalministeriums inkl. einem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik als nachgeordnete 
Behörde des neuen Ministeriums

Förderung der Digitalisierung der 
Wirtschaft (Industrie 4.0, KMU-
Digitalisierung) und Gesellschaft

Ausbau und Ausdehung der Wettbewerbsfähigkeit im Bereich der 
Digitalisierung (Industrie 4.0) auf alle Bereiche (Wirtschaft 4.0); Umsetzung 
des Digitalpakts; Auflegung eines Innovationsfonds für Landwirte;  
Beschleunigung  u.a. des digitalen Fortschritts durch  Agrarforschung und 
Innovationen wie Präzisionslandwirtschaft; Gleichwertiger Ausbau der 
digitalen Infrastruktur im ländlichen Bereich; u.a. Künstliche Intelligenz, Hoch- 
und Höchstleistungsrechner, Umgang mit großen Datenmengen, 
Quantentechnologie und Robotik als Schwerpunkte der künftigen 
Regierungsarbeit ("Digitale Agenda")

Bayerischer Mittelstand an Spitze von Wirtschaft 4.0 (Hilfe bei 
innovativer und erfolgreicher Umsetzung von digitalen Strategien 
für jeden Betrieb); Innovationsförderung für Landwirtschaft 4.0 
(Innovationsfonds; Innovationsberatung; Verstärkung der 
Argrarforschung und Digitalisierung der Landwirtschaft, u.a. Smart 
Farming und Präzisionslandwirtschaft; Unterstützung von 
Innovationen durch aktive Kommunikation in Richtung 
Öffentlichkeit)

Aktive Industriepolitik zur Innovationsförderung und Unterstützung von Industrie 4.0 
sowie Begleitung und Unterstützung digitaler Transformation in industrienahen 
Dienstleistungen (insbesondere für KMU); Industrie 4.0 als Erfolgsmodell (gemeinsam mit 
Gewerkschaften, Unternehmen und Verbänden); Organisation des Wandels nach sozialen 
Prinzipien; Erhöhung der Akzeptanz für neue Technologien bei Bürgern (Einbindung der 
Zivilgesellschaft in den Innovationsdialog der Bundesregierung und Veröffentlichung der 
Ergebnisse); Auflegung eines Digitalisierungsfonds "Zukunftsfonds Digitalisierung" 
inbesondere für Mittelstand und Handwerk sowie den flächendeckenden Aufbau von 
Gigabit-Infrastruktur (Anstoßung digitaler Investitionsvorhaben wo private Investition zu 
gering durch Überführung von Teilen der Haushaltsüberschüsse in Sondervermögen); 
Prüfung der Ausweitung von Förderprogramme für technologische Innovationen (bspw. 
des Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand - ZIM) auf datengetriebene 
Geschäftsmodelle; Unterstützung der mittelständischen Unternehmen im Wandel durch 
Programm „Innovationsmotor Mittelstand“ (im Mittelpunkt: Maßnahmen zur Sicherung von 
Fachkräften sowie zur Förderung von  Innovationen und gezielte Entlastung von 
Mittelstand und Handwerk); Gründung regionaler Innovationsagenturen (gemeinsam mit 
Industrie- und Handelskammern sowie Handwerkskammern; Vorantreiben gesellschaftlich 
sinnvoller Innovationsansätze, Wissensaustausch zwischen Wirtschaft und Unternehmen 
und Unterstützung des digitalen Wandels in der Fläche durch Technologie- und 
Wissenstransfer und Open Innovation); Förderung des Einsatzes digitaler Technologie im 
Mittelstand (Zuschuss für digitale Ausrüstung für kleine und mittlere Unternehmen bei 
vorherige Beratung und Vorlage eines Digitalisierungskonzeptes; verbesserte 
Abschreibungsbedingungen bei Digitalinvestitionen); Fortsetzung der Plattform Industrie 4.0 
zur gemeinsamen Standardsetzung und Entwicklung von Smart Services; Aufbau von 
Clustern für Industrien der Zukunft (Mikroelektronik, Cybersicherheit, 
Hochleistungsrechner, KI, Bio-Tech)

Aktive Gestaltung des digitalen Wandels, Digitalpolitik richtet sich dabei nach 
Bedürfnissen von Menschen (Digitale Selbstbestimmung, innovativer Daten- und 
Verbraucherschutz, effektive IT-Sicherheit, Chancengleichheit, mehr E-Government, 
offene Daten, Keine Massenüberwachung durch Unternehmen oder Geheimdienste, 
Begrenzung von Risiken durch Machtkonzentration bei wenigen Internetkonzernen); 
Einrichtung IT-Beratungsnetzwerk für digitalen Wandel des Mittelstands (Dezentrales 
Berater-Netzwerk soll in Unternehmen gehen; Überprüfung und anbieterunabhängige 
Verbesserungsvorschläge der IT-Sicherheit; Empfehlungen zur zukunftsfähigen 
Aufstellung von Digitalisierung; Automatisierung und Vernetzung und zur Gewinnung von 
Frauen); Gestaltung der Digitalisierung gemäß Interessen und der digitalen 
Selbstbestimmung der Menschen nicht der Unternehmen (Freiheit, Gerechtigkeit, 
Nachhaltigkeit, Demokratie); Unterstützung von Unternehmen im Kontext der 
Digitalisierung bzw. von datengetriebenen Geschäftsmodellen zu Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit; Politische Stärkung und Verankerung von Offenheit als 
Leitprinzip für alternative Wirtschaftsformen (Sharing Economy, solidarische Ökonomie, 
Social Entrepreneurship)

Förderung commons-basierter, selbstverwalteter, nichtkommerzieller und 
öffentlicher Alternativen zu Mainstream-Angeboten in Form von offenen 
Technologien und Plattformen sowie dezentralisierten Infrastrukturen; 
Demokratisierung von Entwicklung, Produktion und Distribution (Open-Innovation-
Programme; Offenlegung von Standards; Eindämmung des Patentmissbrauchs 
zur Verhinderung von Produktvielfalt; Unterstützung von Open Content-
Lizenzen); Innovationen und Digitalisierung in den Dienst des Öffentlichen; 
Smart Cities von links sind öffentlich, transparent und für alle zugänglich

Klare Regeln für neue Geschäftsmodell und weniger Bürokratie für etablierte Unternehmen, um fairen Wettbewerb und 
bestes Produkt zu sichern (insbesondere KMU); Chancen von digitalen Innovationen für die Landwirtschaft nutzen (u.a. 
beim punktgenauer Düngung durch Drohneneinsatz und Nährstoffmessung)

Ausbau digitaler Infrastruktur (5G 
und Glasfaser)

Zwingende Erforderlichkeit einer flächendeckenden Verfügbarkeit/Ausbau 
von schneller Breitband- und Mobilfunkversorgung mit modernsten 
Glasfasernetzen (Voraussetzung bis 2020 und Realisierung bis 2025)  und 
5G (superschnelles Internet in allen Regionen); Schaffung einer "Gigabit-
Gesellschaft" (Verfügbarkeit: überall, für alle und in allen 
Anwendungsbereichen); Entwicklung Deutschlands und Europa zum 
Leitmarkt für  5G-Mobilfunk (als Schüsseltechnologie der digitalen 
Transformation); Schaffung eines investitionsförderndes Umfeld und 
Vorantreiben des Glasfaserausbaus zur Anbindung von 5G-Basisstationen 
(rasche Festlegung und Bereitstellung der notwendigen Funkfrequenzen); Bei 
der Vergabe der Mobilfunkfrequenzen für 5G: Erster Platz und Investition der 
Erlöse in den Glasfaserausbau 

Gigabyt-Gesellschaft für alle und Leitmarkt für 5G (Glasfaser in 
jeder Region und jeder Gemeinde; Sofortige Schaffung von 
Voraussetzungen und bis 2025 Abschluss des 5G-Ausbaus)

Bis 2018: Versorgung mit 50 Mbit/s; Bis 2025: modernste digitale Infrastruktur, „Breitband 
für alle“ und Anschluss von 90% aller Gebäude an Gigabitnetze (mittels 
Digitalisierungsfonds "Zukunftsfonds Digitalisierung" und durch Investitionsimpulse aus 
Regulierung für Telekommunikationssektor); 5G Entwicklung weiter vorantreiben 
(Erschließung von Antennenstandorten mit Glasfaser)

Schnelles Internet Teil der staatlichen Daseinsfürsorge in ganz Deutschland 
(Breitbandausbau auf Basis von Glasfaser; Umwidmung von Telekomaktien im Wert von 
10 Milliarden Euro in Bundesbesitz und Investition in Breitbandausbau; Ausbau von 
Leerrohren im Fokus, Leitungen legen und Netzbetrieb durch Kommunen oder 
Unternehmen)

Investitionen in schnelle Internetverbindungen; Recht auf bezahlbaren, schnellen 
Breitbandanschluss für alle Haushalte; Rascher und flächendeckender Ausbau der 
Glasfaserinfrastruktur; Überführung der TK-Netze in öffentliches und 
gemeinwirtschaftliches Eigentum

Ausbau eines flächendeckenden Glasfasernetzes; Verkauf der Anteile an Telekom und Post und vollständige Investition der 
Erlöse in digitale Infrastruktur (Glasfasernetz); Ausschreibung in Regions-Clustern; Möglichkeit für Provider Kapazitäten auf 
Glasfasernetzen zu mieten (Wettbewerb und Refinanzierung)

Schaffung von Voraussetzungen für schnellen 
Breitbandanschluss von Haushalten und KMU 
deutschlandweit bis 2019 (staatliche 
Unterstützungsprogramme zur Abmilderung finanzieller 
Belastungen; Anschluss der "letzten Meile" als 
sicherzustellende Option)

Digitalisierung der staatlichen 
Verwaltung / Entbürokratisierung 
(Open Government / E-
Government)

Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung weiter vorantreiben;  
Bürokratieabbau;  Fortführung der "one-in, one-out"-Regel; neue 
Gesetzgebungs- und Verwaltungskultur (im Vordergrund: Vermeidung oder 
Begrenzung neuer Regelungen); Verzicht auf Kontrolle und Regulierung bei 
neuen Gesetzesvorhaben (bis zum Nachweis einer eindeutigen 
Notwendigkeit); Reduzierung neuer Gesetzentwürfe um mind. 10 Prozent; 
Deutschlands öffentliche Verwaltung (Bund, Länder und Kommunen) als eine 
der bürger- und anwenderfreundlichsten öffentlichen Verwaltungen; 
Einführung eines digitalen Bürgerportals und eines elektronischen 
Bürgerkontos: deutschlandweite elektronische Verfügbarkeit aller 
Verwaltungsdienstleistungen (u.a. Steuererklärung, PKW-Zulassung) mit 
„Once-Only“-Prinzip bei wichtigen Angaben und Datentransparenz; Schaffung 
der Möglichkeit einer rechtssicheren und praktikablen elektronischen 
Signatur zur Identifikation von Wirtschaftsteilnehmern und Bürgern und 
Gleichstellung von manueller und elektronischer Signatur; Bürgerkonto für 
Datentransparenz und Vorbeugung von möglichen Missbrauch 

Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung weiter vorantreiben 
(alle Dienstleistungen elektronisch verfügbar; „Once-Only“-
Prinzip bei wichtigen Angaben); Bürokratieabbau (Einführung 
Bürokratie-TÜV; wo vertretbar: Verzicht auf Kontrolle und 
Regulierung bei neuen Gesetzesvorhaben bis Notwendigkeit 
eindeutig nachgewiesen);

Schnelle Digitalisierung der Verwaltung (eindeutige Identifikation für alle 
Verwaltungsdienstleistungen; keine Mehrfach-Übermittlung; jederzeit Nachvollziehbarkeit 
des jeweiligen Bearbeitungsstand der Verwaltung durch Antragsteller); kostenfreie 
Bereitstellung offener Daten (Open Data); Weiterentwicklung des 
Informationsfreiheitsrechts zu Informations- und Transparenzrecht; Deutschlandportal für 
Bürger und  Unternehmen zur unbürokratischen Abwicklung von Formalitäten (wie 
Anmeldung von Arbeitnehmern zur Sozialversicherung, Gewerbeanmeldung, 
Baugenehmigung, Anmeldung zum Kindergarten / Schule, Kfz-Zulassung, 
Wohngeldbeantragung, Steuererklärung, Beantragung von Renten- und Pflegeleistungen) 
bis 2022 als Ergänzung persönlicher Ansprechpartner in den Ämtern; Bürokratieabbau für 
Unternehmen (Befreiung von Statistik-, Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten); 
Erhöhung des Anteils freier Software in Verwaltung und Bildungseinrichtungen

Voranbringung von Open Government zum Bürokratieabbau (Bereitstellung amtlicher 
Dokumente per Open Data im Internet: leicht auffindbar, maschinenlesbar und kosten- 
und lizenzfrei für die Öffentlichkeit)

Ausbau des E-Government-Angebots; Ausbau der Förderprogramme des Bundes 
für Kommunen; Freier Zugang zu und Nutzen aller von Regierungen mit 
öffentlichen Geldern gesammelten Informationen und Daten (Open Data als 
Beitrag zur Öffnung und Demokratisierung von Verwaltung unter 
Berücksichtung des Datenschutzes)

Open-Data und Open-Government-Strategie für Deutschland (mit konsequentem One-Stop-Shop-Umbau der Verwaltung; 
Ausweitung der Einheitlichen Stelle und Ausweitung einheitlicher Ansprechpartner nach der Dienstleistungsrichtlinie 
2006/123/EG auf alle Verwaltungsbereiche; Etablierung „Once-Only“-Prinzip, am besten Online, mit transparenten Regeln 
über Anlass, Umfang und Zweck der Weitergabe sowie mit ensprechenden Speicherfristen und dezentraler Speicherung 
der Datensätze bei den zugreifenden Behörden; Dynamische Fortentwicklung der IT-Infrastruktur des öffentlichen Sektors 
und Konsolidierung der IT-Strukturen sowie weitere Digitalisierung von Verwaltungsprozessen in Behörden und zwischen 
Behörden, Wirtschaft und Bürgern; Besondere Berücksichtigung der mittelständischen IT-Wirtschaft dabei, wegen hoher 
Innovationsfähigkeit und ordnungspolitischer Bedeutung; Freie Veröffentlichung und Zugänglichkeit nicht-unternehmens-
/personenbezogener Daten der Verwaltung in maschinenlesbarer Form); Entbürokratisierung bei der Herausgabe von Daten 
für Arbeitgeber (dabei Einschränkung bei der Auskunftspflicht, nicht bei der Art der Datenübertragung); Weiterentwicklung 
des Personalausweises zu einer nutzerfreundlichen und sicheren digitalen Identizifierungsmöglichkeit bei Behörden, im 
Gesundheitswesen, im Austausch mit Banken, Unternehmen oder Nutzern untereinander (dadurch Ersatz aller 
Berechtigungskarten und Identitätsnachweise möglich)

Rückbau der Bürokratie (insbesondere Verringerung 
Belastung für KMU)

Beschleunigung von BAMF-Asyl-
Prozessen

Bereitstellung notwendiger Mittel für schnellere und bessere Entscheidungen des BAMF Verantwortlichkeit für Abschiebung auf Bund verlagern, um 
einheitliche Verwaltungspraxis zu gewährleisten und 
Haltung nicht kooperativer Bundesländer zu überwinden

Start-Up (Kooperationsförderung; 
Wachstumsfinanzierung)

Stärkere öffentliche Anerkennung und Förderung; Neue Gründerkultur; Bis 
2019: Erarbeitung eines "Masterplan Selbstständigkeit"; Beseitigung von 
Hindernissen; Garantie umfassender Beratung und Förderung; Vermeidung 
unnötiger Bürokratie; Weitere Verbesserung der Bedingungen für 
Wagniskapital; Erleichterung des Zugangs für Start-Ups zu Wagniskaiptal 
über steuerliche Förderung (bei Beteiligung, Berücksichtigung bei der 
Steuer); Prüfung einer zentralen Anlaufstelle (one-stop-shop) für Start-Ups

Schaffung des besten Ökosystems für Start-Ups und Etablierung 
Deutschlands als Spitzenreiter bei Existenzgründungen 
(Erleichterung Wagniskapital-Zugang über steuerliche Förderung; 
Steuerliche Absetzbarkeit von Beteiligungen an Start-Ups; 
Entbürokratisierung von Unternehmensgründungen durch 
Masterplan Selbstständigkeit)

Ziel: schnelle und unbürokratische Gründung u.a. durch Föderung von Start-Ups (bis 2020: 
Jährliches Wagniskapital-Volumen von bis zu 5 Milliarden Euro zur Förderung von 
Wachtumsphase, Erhöhung der Gründungszahl und Sicherung der Finanzierung in allen 
Phasen; Beantwortung aller Fragen aus einer Hand via E-Government; Vereinfachung der 
Antragstellung für Förderprogramme; Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Wagniskapital; Förderung von Gründungen durch Frauen, Menschen mit 
Migrationshintergrund und solchen mit Behinderungen); Förderung Gründung in 
Wissenschaft (Aufbau von Gründerzentren; Verankerung von Unternehmensgründung in 
Lehre; Gründungsfreisemester für Studenten; Gründer-Sabbatical für Hochschul-
Beschäftigte)

Stärkung neuer Finanzierungsformen (Crowdfunding); Vernetzung mit Förderbanken; 
Förderung von Co-Working und Gewerberäumen für Gründer;  Unbürokratisches und 
wirksames Förderinstrument für alle Gründungswilligen (Grünes Gründungskapital bei 
Vorlage überzeugendes Konzept in Form von flexiblem, zinsfreihen Darlehen von bis zu 
25.000 Euro; Rückzahlung erfolgt, sobald Unternehmen Fuß gefasst hat); Bundesweiter 
One-Stop-Shop für Gründer (alle bürokratischen Voraussetzungen und 
Beratungsleistungen an einem Ort); Senkung der Mindestbeiträge für gesetzliche 
Kranken-, Pflege und freiwillige Arbeitslosenversicherung für Selbstständige und 
Aufnahme nicht anderweitig versicherter Selbstständiger in Rentenversicherung

Unterstützung von Gründungen an Hochschulen (Urlaubssemster für Gründungen; Fachübergreifendes Lernen über 
Gründungsmöglichkeiten; Ablehnung von strikter Trennung zwischen Wirtschaft und Hochschulen um Zusammenarbeit zu 
fördern); Stärkung der Gründungskultur in Deutschland (Vermittlung wirtschaftlichen Wissens in der Schule durch 
flächendeckende Einführung des Fachs Wirtschaft; Erleichterung der Finanzierung von Gründungen; Abbau von Bürokratie, 
sodass Gründung an einem Werktag und online möglich, durch Einrichtung zentraler behördlicher Sammelstelle für 
Gründer; Bürokratiefreies Jahr für Start-Ups; Erleichterung nebenberuflicher Gründungen und Gründungen aus Elternzeit 
heraus; Keine Steuerzahlung bevor Umsätze oder Gewinne angefallen sind, durch Verdopplung des Freibetrags bei der 
Gewerbesteuer und Angleichung Freibeträge für Kapitalgesellschaften an Personengesellschaften; Befreiung von 
Kleinstunternehmen und Gründungen von Zwang zu möglicher Mehrfach-Kammerzugehörigkeit; Entlastung von 
Kammerbeiträgen für Unternehmer im Nebenwerb mit Gewerbeertrag unterhalb von 10.000 Euro jährlich); Verbesserung 
der steuerlichen Rahmenbedingungen für Wagniskapital durch Venture-Capital-Gesetz, dass umfassend und ganzheitlich 

Ermittlung von Hindernissen für Unternehmensgründungen; 
Beschluss geeigneter Maßnahmen zur Förderung von Start-
Ups

Umsatzsteuer

Vereinfachung des Steuersystems zur Entlastung von Mittelstand und Selbständiger 
sowie Arbeitnehmer (Erhöhte Abschreibungsgrenzen für geringwertige Wirtschaftsgüter 
auf 1000 Euro und Vereinfachung bei der Umsatzsteuer mit Blick auf Verfahren beim 
Handel innerhalb der EU; Prüfung der Anhebung der Kleinunternehmergrenzen bei 
Umsatzsteuer und Gewerbesteuerfreibetrag)

Durchsetzung des Grundsatzes der IST-Besteuerung bei der Umsatzsteuer; solange noch keine IST-Besteuerung, 
Umsatzschwelle von bisher 500.000 Euro deutlich erhöhen

Absenkung der Mehrwertsteuer um 7 Prozent

Unternehmensbesteuerung

Pauschale Abgeltungsteuer durch individuelle Besteuerung ersetzen 
(Voraussetzung: international funktionierender Informationsaustausch der 
Finanzbehörden); Annäherung und Harmonisierung der Körperschaftssteuer 
zwischen Deutschland und Frankreich; Schrittweise schnellstmögliche 
Abschaffung des Solidaritätsbeitrags ab dem Jahr 2020; Ablehnung einer 
Vermögenssteuer

Schrittweise schnellstmögliche, komplette Abschaffung des 
Solidaritätsbeitrags ab dem Jahr 2020; ab der 19. Legislatur 
bereits Entlastung um 4 Milliarden Euro; Ablehnung einer 
Vermögenssteuer

Gleiche Besteuerung von Einkommen aus Arbeit und Kapital (Abschaffung der 
Abgeltungssteuer); Rücknahme besonderer steuerlicher Privilegien für einzelne 
Interessengruppen (etwa Hoteliers und Mega-Erbschaften); Überprüfung steuerlicher 
Subventionen; Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung und des Steuervollzugs in 
Europa; Gewinnbesteuerung am Ort der Erwirtschaftung; Abschaffung des 
Solidaritätsbeitrags für untere und mittlere Einkommen Euro ab 2020 (10 Milliarden Euro 
Entlastung;  Anhebung der Freigrenzen für versteuerndes Einkommen bis circa 60.000 
Euro Brutto); stufenweise Abschmelzung des verbleibenden Soldidaritätsbeitrages nach 
2019

Ökologische Steuerreform zur Förderung ökologisch nachhaltiger anstelle 
umweltschädlicher Produktionsprozesse, Erzeugnisse und Dienstleistungen (Prüfung der 
Berücksichtigung ökologischer und sozialer Ziele bei der MwSt); Erhöhung der Grenze 
für die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter auf 1000 Euro; Starke 
Einschränkung von Strompreisrabatten in der Höhe und nur auf im internationalen 
Wettbewerb stehende Unternehmen, und Unternehmen mit energieintensiven Prozessen 
(verknüpft mit verpflichtender Umsetzung von Energieeffizienzmaßnahmen), 
Abschaffung der Stromsteuer, Reduktion der EEG-Umlage, Abschaffung der 
Stromsteuer und Einführung einer aufkommensneutralen CO2-Bepreisung; 
Verfassungsfeste, ergiebige und umsetzbare Vermögenssteuer für Superreiche die 
besonderen Wert auf Erhalt von Arbeitsplätzen und Innovationskraft der Unternehmen 
legt

Erhöhung Körperschaftsteuer auf 25 Prozent; Europaweite Mindestsätze für 
Unternehmenssteuern; Umwandlung Gewerbesteuer in 
Gemeindewirtschaftsteuer (Ausweitung Bemessungsgrundlage durch 
Berücksichtigung von Pachten, Mieten, Leasingraten und Lizenzgebühren; 
Einbezug von gutverdienenden Selbständigen und Freiberuflern; Anhebung 
Freibetrag auf 30.000 Euro; Berücksichtigung festgesetzter Steuer bei der 
Einkommensteuer); Abschaffung von Industrierabatten (Ökosteuer, 
Netzentgelten, Emissionshandel, EEG); Einführung einer Vermögensteuer 
oberhalb einer Million Euro mit fünf Prozent Besteuerung (Freistellung der 
ersten Million; betriebsnotwendiges Vermögen kann bis fünf Millionen 
freigestellt werden; Sicherstellung, dass Privatvermögen nicht in 
Betriebsvermögen »versteckt« wird und dass Betriebsvermögen in 
ausländischem Eigentum ebenso besteuert wird wie inländische Eigentümer)

Langfristig Gewerbesteuer durch kommunalen Zuschlag mit eigenem Hebesatzrecht auf Körperschaftsteuer und 
Einkommensteuer ersetzen; Höherer Anteil der Kommunen an Umsatzsteuer; Bereinigung der gewerbesteuerlichen 
Bemessungsgrundlage um gewinnunabhängige Hinzurechnungen (Angleichung an die einkommen- und 
körperschaftsteuerliche Bemessungsgrundlage); Branchenbezogene Steuern und Gebühren gemäß europäischem Niveau; 
Verbesserung der Abschreibungsbedingungen (Wiedereinführung degressive AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter); 
Einheitliche und verkürzte Abschreibungsfristen für digitale Anlagegüter (Hard- und Software) von höchstens drei Jahren; 
Erhöhung der Grenze für die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter; Anspruch auf verbindliche Auskünfte 
über steuerliche Folgen von geplanten wirtschaftlichen Entscheidungen durch die Finanzverwaltung; Rücknahme der 
Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge; Stromsteuerabsenkung auf europäisches Mindestniveau; Abschaffung des 
Solidaritätszuschlags bis Ende 2019; Ablehnung einer Vermögenssteuer

Schaffung einer fairen Unternehmensbesteuerung; 
Reduzierung der Steuer- und Abgabenquote; 
Gewinnbesteuerung am Ort der Erwirtschaftung; 
Kalkulierbarkeit von Energiepreisen; Ablehnung einer 
Vermögenssteuer

Sozial. Gerecht. Frieden. Für alle."

 "Die Zukunft für die wir kämpfen: 
28.08.17 Eine nationale Bildungsallianz für Deutschland. Eckpunkte der 

Sozialdemokratie für bessere Schulen.

03.07.17 Regierungsprogramm 2017 - 2021 
"Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben." 17.07.17 Der Bayernplan - Klar für unser Land

Issue

CDU/CSU CSU SPD BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

 Grünes Mobilitätsprogramm 2030

28.08.2017 Die Zukunft der Mobilität ins Rollen bringen:
Zukunft wird aus Mut gemacht 

25.06.17 Regierungsprogramm 2017 bis 2021 "Es ist Zeit für mehr Gerechtigkeit: 
Zukunft sichern, Europa stärken" 23.06.2017 Programm zur Bundestagswahl 2017 

DIE LINKE.

30.04.17 Bundestagswahlprogramm 23.04.17 Bundestagswahlprogramm

FDP AfD

11.06.17  Programm zur Bundestagswahl 2017

Umfassend
CONCILIUS kümmert sich um eine initiale Analyse und synoptische Auswertung aller für den 
Mandanten relevanten Abschnitte der Wahlprogramme.



05

ASPRECHPARTNER
Sie haben Fragen. Wir haben Antworten.

Robert Fleißner

CONCILIUS AG
HERMANN-SACK-STRASSE 3

80331 MÜNCHEN 

+49 89 944 18 28
fleissner@concilius.com




